
nur im Rahmen der in der Regel begrenzten materiel­
len Verantwortlichkeit gemäß den §§112 ff. GBA zur 
Ersatzleistung herangezogen werden kann. Das bedeu­
tet aber hinsichtlich der Beurteilung des Streitfalls 
zwischen dem geschädigten Dritten und dem Werktäti­
gen keine Verletzung dieser Vorschriften, sondern — 
wie bereits dargelegt — die Verletzung der §§ 823 ff. 
BGB durch unrichtige Anwendung. Insoweit bedürfen 
auch die zitierten Urteile des Obersten Gerichts vom
8. September 1964 und 5. September 1965 der Präzi­
sierung.

Edgar P r ü f e r ,
Richter am Obersten Gericht.

§ 6 Abs. 2  Buchst, а der Allgemeinen Bedingungen für 
die Kraftfahr-Haftpflieht-Versicherung vom 13. Okto­
ber 1955 (GBl. I S. 820).
Die Regreßpflicht des Kraftfahr-Haltpllidit-Versicher­
ten. der das Schadensereignis, für das die Versicherung 
Entschädigung geleistet hat, unter Alkoholbeeinflussung 
herbeiführte, setzt weder ein Verschulden des Ver­
sicherten noch Kausalzusammenhang zwischen Scha­
densereignis und Alkoholbeeinflussung voraus.

BG Dresden, Urt. vom 25. Oktober 1968 - 3 BCB 69/68.

Der Verklagte hat mit seinem Pkw einen Unfall mit 
schwerem Personenschaden verursacht. Im Strafverfah­
ren wurde er deshalb wegen Beeinträchtigung der 
Fahrtüchtigkeit (§49 StVO) verurteilt. Den Antrag des 
durch den Unfall Geschädigten auf Zahlung von Scha­
denersatz hat das Gericht abgewiesen.
Die Klägerin (Deutsche Versicherungs-Anstalt)* hat auf 
Grund der für den Pkw des Verklagten bestehenden 
Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung den dem Geschä­
digten entstandenen Schaden von 8 947,12 M bezahlt. 
Sie hat beantragt, den Verklagten zu verurteilen, an 
sie 894,70 M Regreß zu zahlen.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen und zur 
Begründung ausgeführt: Der Verklagte könne nicht 
nach § 823 BGB in Anspruch genommen werden, da er 
von der Anklage wegen fahrlässiger Körperverletzung 
freigesprochen worden sei. Die Bestimmung des § 6 der 
Allgemeinen Bedingungen für die Kraftfahr-Haft- 
pflicht-Versicherung vom 13. Oktober 1955, die die 
Regreßansprüche der Versicherung gegenüber dem Ver­
sicherten regele,' setze ein schuldhaftes Verhalten des 
Versicherten voraus. Ein solches liege nach den im 
Strafverfahren getroffenen Feststellungen nicht vor. 
Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Berufung einge­
legt.
Die Berufung hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der Senat vermag der Rechtsauffassung des Kreis­
gerichts zur Anwendung des § 6 Abs. 2 Ziff. 1 der All­
gemeinen Bedingungen für die Kraftfahr-Haftpflicht- 
Versicherung nicht beizupflichten. Dafür sind folgende 
Erwägungen maßgeblich:

Nach §6 der Allgemeinen Bedingungen für die Kraft- 
fahr-Haftpflicht-Versicherung, in Kraft gesetzt durch 
АО vom 13. Oktober 1955 (GBl. I S. 820), steht der Ver­
sicherung unter bestimmten, im einzelnen gekennzeich­
neten Umständen ein Regreßanspruch gegenüber dem 
Versicherten zu. Danach ist der Versicherte, der das 
Schadensereignis unter Alkoholbeeinflussung (0,5 Pro­
mille und mehr Blutalkohol) herbeigeführt hat, zur 
Rückzahlung von 10 Prozent, mindestens 300 M, der 
von der Versicherung geleisteten Entschädigungsbeträge

— bei Entschädigungsleistungen unter 300 M des vollen 
Betrags — verpflichtet.
Das Kreisgericht hat die Anwendung dieser Bestim­
mung auf den vorliegenden Sachverhalt mit der Be­
gründung verneint, das Schadensereignis sei vom Ver­
klagten nicht schuldhaft herbeigeführt worden. Dem­
gegenüber beruft sich die Klägerin darauf, daß die 
Verpflichtung zur Rückzahlung nach § 6 Abs. 2 
Buchst, а der Allgemeinen Bedingungen weder ein 
Verschulden des Versicherten noch Kausalzusammen-' 
hang zwischen Schadensereignis und Alkoholbeein­
flussung voraussetzt.
Diese Auffassung der Klägerin ist zutreffend. Soweit 
das Kreisgericht von einem nach § 6 Abs. 2 Buchst, а 
der Allgemeinen Bedingungen erforderlichen schuld­
haften Verhalten spricht, ist damit offenbar ein auf 
den Unfall bezogenes schuldhaftes Verhalten gemeint. 
Anderenfalls wären die weiteren Ausführungen im 
Urteil des Kreisgerichts unverständlich, da das Merk­
mal der Alkoholbeeinflussung allein auch unter dem 
Gesichtspunkt des Verschuldens zu würdigen ist. Nach 
Auffassung des Senats reicht aber für die Anwendung 
des § 6 Abs. 2 Buchst, а der Allgemeinen Bedingungen 
die Feststellung aus, daß sich der Verklagte zum Zeit­
punkt des Unfalls, der durch das von ihm gelenkte 
Kraftfahrzeug verursacht wurde, im Zustand erheb­
licher Alkoholeinwirkung befunden hat. Durch die im 
Strafverfahren getroffenen Ermittlungen ist der Blut­
alkoholwert des Verklagten zur Zeit des Unfalls mit 
1,6 Promille festgestellt worden.
Das Erfordernis eines Kausalzusammenhangs zwischen 
Alkoholbeeinflussung und der Herbeiführung des 
Schadensereignisses kann nach Auffassung des Senats 
aus der Formulierung des Gesetzes — in § 6 
Abs. 2 Buchst, а heißt es „unter Alkoholbeeinflussung“ 
und nicht „infolge Alkoholbeeinflussung“ — nicht ent­
nommen werden. Der Auffassung des Verklagten, 
aus der Systematik des § 6 der Allgemeinen Bedin­
gungen müsse hefgeleitet werden, daß nur dann 
eine Regreßmöglichkeit gegeben sei, wenn zwischen 
Unfallfolgen und Fahren unter Alkoholeinfluß Kau­
salzusammenhang bestehe, kann sich der Senat nicht 
anschließen. Der Aufbau des Gesetzes spricht gerade 
für das Gegenteil. Alle übrigen in Abs. 2 des § 6 ge­
nannten Alternativen sind auf ein bestimmtes qualifi­
ziertes Merkmal abgestellt (Lenkung des Fahrzeugs 
ohne Fahrerlaubnis, Übergabe des Fahrzeugs an Un­
befugte oder ungeeignete Dritte, Verzug mit der Zah­
lung der Versicherungsbeiträge), ohne Bezug auf das 
Schadensereignis zu nehmen. Dabei wird an Buchst, d 
(Beitragszahlungsverzug) besonders deutlich, daß es 
nicht auf einen Kausalzusammenhang zwischen diesem 
Unistand und dem Schadensereignis ankommen kann.
Der Senat geht deshalb davon aus, daß allein die Tat­
sache der Alkoholbeeinflussung des Fahrzeugführers 
mit Rücksicht auf die sich daraus allgemein ergebenden 
größeren Gefahrenmomente einen Regreßanspruch der 
Versicherung begründet. Die mit der Klage geltend ge­
machte Forderung besteht daher zu Recht.

Arbeitsrecht

§1 der 2. DB zur VO über Arbeitszeit und Erholungs­
urlaub vom 27. Juni 1967 (GBl. П S.444); §15 der VO 
über Arbeitszeit und Erholungsurlaub vom 29. Juni 1961 
(GBl. II S. 263) i. d. F. der VO über die durchgängige 
5-Tage-Arbeitswoche und die Verkürzung der wöchent­
lichen Arbeitszeit bei gleichzeitiger Neuregelung der 
Arbeitszeit in einigen Wochen mit Feiertagen vom
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